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			Tote nach Starkregen

			Unwetter sucht Hauptstadt und Außenbezirke heim
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			Die Überschwemmungen hinterließen mancherorts ein Bild des Chaos. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa/mc) – Starke Regenfälle haben in der Nacht zum Montag die Hauptstadt und ihre Außenbezirke heimgesucht. Zwei Menschen kamen im Zuge des Unwetters ums Leben. Mehr als 3400 Menschen mussten evakuiert werden. Es gab erheblichen Sachschaden.

			Bei einem der beiden Todesopfer handelt es sich um einen 65-jährigen Mann, der bei dem Versuch ertrank, seinen Fernseher aus der überschwemmten Wohnung im Vorort Isidro Casanova zu retten. Im südlichen Vorort Lanús kam eine 30-jährige Frau durch einen Stromschlag in ihrer unter Wasser stehenden Wohnung um. 

			In nur einer Stunde fielen in der Hauptstadt bis zu 120 Millimeter Regen. Das macht fast die Hälfte der Niederschlagsmenge des ganzen Monats aus. Um die 1700 Bewohner mussten allein im westlichen Vorort La Matanza ihre Häuser verlassen. Im Wallfahrtsort Luján war tagelang die Innenstadt überschwemmt. Das Wasser drang auch in die Krypta der Kathedrale ein.  

			In der Hauptstadt waren am Montag Bahn- und U-Bahn-Linien lahmgelegt. Mehrere Flüge in den beiden Flughäfen der Stadt wurden gestrichen oder verspäteten sich, weil die Besatzungen nicht rechtzeitig zum Abflug kamen.  An zahlreichen Schulen fiel der Unterricht aus, da Wasser in die Schulgebäude gedrungen und die Stromversorgung unterbrochen war. Im Stadtteil Constitución stürzte ein Haus in sich zusammen. Feuerwehrleute befreiten einen Mann aus den Trümmern.

			Besonders betroffen von den Überschwemmungen war der Stadtteil Belgrano. Die Wassermassen rissen viele Autos mit. Besser als bei vergleichbaren Situationen in der Vergangenheit sah es im Bereich des unterirdisch verlaufenden Flusses Maldonado aus. Das neue System mit Abwasserkanälen verhinderte die einst in dieser Zone (Straße „Juan B. Justo“) üblichen Überschwemmungen.

			Die betroffenen Geschäftsleute haben bereits staatliche Ausgleichszahlungen für die entstandenen Schäden gefordert. Die Interessensvertretung der mittelständischen Unternehmen CAME gab bekannt, dass mehr als 450 Geschäfte und Gewerbeeinrichtungen in Mitleidenschaft gezogen worden seien. Die Verluste ließen sich auf insgesamt 10 Millionen Pesos beziffern. Vizebürgermeisterin María Eugenia Vidal erklärte, die Stadt werde jeweils bis zu 8000 Pesos an Wiederaufbauhilfe zur Verfügung stellen.
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			Iran weist Verantwortung zurück

			Erklärung aus Teheran unterminiert Verhandlungen

			Buenos Aires (AT/mc) - Das war kein guter Auftakt: Gerade zwei Tage waren die Verhandlungen in Genf zwischen Argentinien und dem Iran zur juristischen Aufarbeitung des blutigen AMIA-Attentates 1994 alt, da platzte am Dienstag eine Erklärung aus Teheran in die Gespräche hinein, die die argentinische Seite zutiefst irritierte: „Wir weisen jedwede Anschuldigung gegen unsere Bürger zurück“, formulierte der Sprecher des iranischen Außenministeriums, Ramin Mehmanparast, die Position seiner Regierung bezüglich der Anklagen der argentinischen Justiz. Damit scheint der verbleibende Verhandlungsspielraum gleich Null zu sein.

			Argentinien hat acht iranische Funktionäre im Verdacht, den verheerenden Bombenanschlag auf das jüdische Gemeindezentrum in Buenos Aires vorbereitet zu haben, bei dem 85 Menschen ums Leben kamen. Es wurden Auslieferungsanträge an Teheran gestellt. Darüber sollte nun verhandelt werden, nachdem der Iran im September im Rahmen der UN-Vollversammlung überraschend Gesprächsbereitschaft signalisiert hatte. Doch offenbar gibt es aus iranischer Sicht nicht viel zu verhandeln, wie die jüngsten Äußerungen aus Teheran zeigen. Das argentinische Außenministerium wollte die Situation nicht offiziell kommentieren.

			Deutliche Töne waren indes von den Vertretern der jüdischen Gemeinschaft in Argentinien zu vernehmen: Der Dialog zwischen Argentinien und Iran sei mit dem Statement des iranischen Außenministeriums praktisch beendet, zitierte die Zeitung „La Nación“ Guillermo Borger, den Vorsitzenden der AMIA. Für Borger zeigt die Erklärung aus Teheran, dass die iranische Regierung von Mahmud Ahmadinedschad „nicht vertrauenswürdig“ sei.

			Aldo Donzis, der Präsident des Dachverbandes der jüdischen Gemeinschaften in Argentinien DAIA, qualifizierte die an den Tag gelegte Haltung des Iran als „neue Offensive gegen alle Argentinier“. Donzis fügte hinzu, dass Gerichtsurteile seiner Meinung nach nicht verhandelbar seien.
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			Wahlrecht für 16-Jährige

			Tumulte überschatten historische Abstimmung im Parlament

			Buenos Aires (dpa/mc) - Schon 16-Jährige können künftig in Argentinien wählen. Das Parlament verabschiedete am Mittwochabend mit knapper Mehrheit eine Reform des Wahlrechts, nach der Jugendliche ab 16 Jahren ihre Stimme abgeben dürfen. Bisher galt für das aktive Wahlrecht ein Mindestalter von 18 Jahren. Zuvor hatte bereits der Senat grünes Licht für die Reform gegeben (wir berichteten).

			Allgemein gilt in Argentinien bis zum 70. Lebensjahr Wahlpflicht. Bei der neu hinzugekommenen Altersgruppe ist jedoch die Stimmabgabe freiwillig. Kritiker werfen der Regierung vor, mit ihrer Initiative ein Wahlkalkül zu verfolgen, weil sie auf die Jungwähler rechne. Die wahlberechtigte Bevölkerung steigt mit der neuen Gesetzgebung um 4,8 Prozent. Das teilte Alejandro Tullio, der Direktor der Wahlbehörde, mit. Die nächste Parlamentswahl ist im Oktober 2013.

			Die Reform wurde mit 131 Stimmen des Regierungslagers und dessen Verbündeten angenommen: Mit zwei Stimmen mehr als mindestens erforderlich. Das für die Beschlussfähigkeit notwendige Quorum wurde nur knapp erreicht, da zum Zeitpunkt der Abstimmung fast die Hälfte der Abgeordneten den Sitzungssaal bereits verlassen hatte. Grund war ein Tumult, der sich an der Rede von Andrés La- rroque entzündet hatte. 

			Der Chef der regierungstreuen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ griff darin besonders die Sozialisten an, als er meinte: „Ich habe vom wissenschaftlichen sowie vom utopischen Sozialismus gelesen. Aber vom Drogen-Sozialismus hatte ich bislang noch nichts gehört.“ Eine Anspielung auf die von den Sozialisten regierte Provinz Santa Fe, deren Polizei derzeit von einem Drogenskandal erschüttert wird. Auch andere politische Widersacher verschonte Larroque nicht: Mauricio Macri, dem Bürgermeister von Buenos Aires, warf er vor, sich nicht für die Belange der Bürger zu interessieren. Und der Radikalen Bürger Union (UCR) unterstellte er, noch nicht einmal fähig zu sein, „ein Karussell zu regieren“. 

			Das war den meisten Abgeordneten der Opposition zu viel. Sie verließen das Parlament und machten draußen ihrem Unmut Luft: La- rroque habe ein „faschistisches Benehmen“ an den Tag gelegt, erboste sich der UCR-Abgeordnete Ricardo Alfonsín. Und Gerardo Milman vom sozialistischen Bündnis FAP zahlte mit gleicher Münze zurück: „Die Regierung hat sich ihre Wahlkampagne mit Geld aus dem Drogenhandel finanziert und will nun ihre politischen Gegner beschmutzen.“ Der peronistische Abtrünnige Felipe Solá gab angesichts des Verhaltens seiner Parlamentskollegen zu bedenken, dass man sich nicht in einer studentischen Versammlung befinde, sondern im Kongress der argentinischen Nation.
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			Die Woche in Argentinien

			Gemeinsam gegen Cristina

			Mit einem parteiübergreifenden Appell, Kräfte zu bündeln und gemeinsam der Regierung entgegenzutreten, ist die Parteikonferenz der Radikalen Bürger Union (UCR) in der Wirtschaftsfakultät der Universität von Buenos Aires zu Ende gegangen. Der Aufruf richtet sich an andere Oppositionskräfte und zielt vor allem darauf, eine Verfassungsänderung zur Ermöglichung einer dritten Amtszeit für das Staatsoberhaupt zu verhindern. Entsprechende Überlegungen kursieren derzeit im Regierungslager, damit Cristina Fernández de Kirchner 2015 noch ein weiteres Mal als Präsidentin antreten kann. „Es ist der Zeitpunkt gekommen, ein Bündnis aus verschiedenen Bereichen der Gesellschaft zu formen. Daran sollen sich Vertreter diverser Berufsgruppen, gesellschaftliche Bewegungen, Studenten und Intellektuelle beteiligen“, meinte der Kongressabgeordnete Ricardo Alfonsín, der bei den Wahlen im Vorjahr Präsidentschaftskandidat der Radikalen war. Er beklagte, dass sich das Land in einer Phase befinde, die von einer „Herabwürdigung der Institutionen“ gekennzeichnet sei. Die Radikalen betonten, mit ihrer Initiative kein Wahlbündnis anstreben zu wollen. Vielmehr gehe es um gemeinsame demokratische Aktionen, um die Regierung zu bremsen. Bereitschaft, auf das Angebot der Radikalen einzugehen, signalisierten bereits die oppositionellen Gewerkschafter Hugo Moyano und Pablo Micheli sowie der Sozialistenführer Hermes Binner.

			Drogenboss verhaftet 

			Ein berüchtigter kolumbianischer Drogenboss ist in Argentinien verhaftet worden. Henry de Jesús López Londoño, alias „Mi Sangre“ („Mein Blut“) wurde am Dienstagabend in einem bekannten Restaurant in Pilar, nördlich von Buenos Aires, festgenommen, teilte der Sicherheitssekretär der argentinischen Regie- rung, Sergio Berni, am Mittwoch mit. López Londoño sei vor einem Jahr mit seiner Familie nach Argentinien gezogen, berichtete die argentinische Nachrichtenagentur Télam. Er führte einen falschen venezolanischen Pass und gab sich als erfolgreicher Unternehmer aus. Der 41-jährige Drogenboss gilt in Kolumbien als Chef des Kartells „Los Urabeños“, das von ehemaligen Paramilitärs gebildet wurde. Kolumbiens Staatschef Juan Manuel Santos begrüßte die Festnahme über Twitter. 

			Moyano isoliert

			Die Nationalregierung ist weiter dabei, ihren einstigen Verbündeten Hugo Moyano zu isolieren. So sprach sie dem von Moyano geleiteten CGT-Flügel die Legitimität ab. Es würde nur noch der von Antonio Caló repräsentierte Teil des Gewerkschaftsdachverbandes als Verhandlungspartner anerkannt. Das geht aus Erklärungen des Arbeits- und Gesundheitsministeriums hervor. Moyano will auf juristischem Weg gegen die Maßnahme vorgehen. Zudem plant er einen landesweiten Generalstreik in der zweiten Novemberhälfte. Der Führer der Lkw-Fahrer sprach von „Manövern der Regierung gegen diejenigen, die anders denken“. Seine Wiederwahl im Juli sei im Einklang mit allen Statuten und Gesetzen erfolgt. Es sei eine Dreistigkeit des Arbeitsministeriums, die Anerkennung zu verweigern. 

			Schwächeanfall

			Es war nicht das erste Mal in diesem Jahr: Wie zuletzt im August erlitt Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Dienstag einen Schwächeanfall und musste ihre Amtsgeschäfte 24 Stunden lang ruhen lassen. Einmal mehr stellten die Ärzte bei ihr einen zu niedrigen Blutdruck (Hypotonie) fest. Als Ursachen werden beruflicher Stress und „emotionale Überlastung“ angenommen. Letzteres vor allem wegen des Todestages ihres Mannes Néstor, der sich am vorigen Wochenende zum zweiten Mal jährte. 

			„Canillitas“ streiken

			Blockaden und Streiks verhinderten in der Nacht zum Montag die Auslieferung von Tageszeitungen und Magazinen in der Hauptstadt. Mitglieder der Gewerkschaft der Zeitungsverkäufer (Canillitas) blockierten zunächst die Druckereigebäude der Zeitungen „Clarín“ und „La Nación“ im Stadtteil Barracas. Später schloss sich auch die Gewerkschaft der Zeitungsverteiler den Aktionen an und sorgte dafür, dass weder in der Hauptstadt noch in den Außenbezirken die Zeitungen den Weg zu den Lesern fanden. Den Canillitas geht es vor allem um eine Erhöhung ihrer Kommission beim Verkauf der Zeitungen. „Wenn wir nicht die entsprechenden Antworten erhalten, werden wir mit allen Mitteln kämpfen, die uns zur Verfügung stehen“, kündigte Omar Plaini, der Chef der Canillitas-Gewerkschaft an. Laut der betroffenen Zeitung „Clarín“ haben die Zeitungsverkäufer bei ihrer Blockadeaktion auf die Rückendeckung der Regierung zählen können. Die Zeitung beschwerte sich auch darüber, dass die Polizei nicht eingriff, um die per Gerichtsurteil verbriefte freie Verbreitung von Zeitungen zu sichern.

			Prozess gegen Miceli

			Es war ein mysteriöser Bargeldfund in ihren Amtsräumen, der Felisa Miceli vor fünf Jahren zum Rücktritt als Wirtschaftsministerin zwang. 100.000 Pesos sowie 31.670 US-Dollar wurden damals bei einer Routinedurchsuchung der Sprengstoffsicherungseinheit im Badezimmerschrank der Ministerin von Néstor Kirchner entdeckt. Am Montag begann nun die Gerichtsverhandlung, die klären soll, wo das Geld herkam. Miceli beteuerte in knappen Worten ihre Unschuld, sprach von „Widersprüchlichkeiten“ in der Anklage und verweigerte ansonsten jede weitere Aussage oder Zusammenarbeit mit dem Gericht. In den kommenden Wochen sollen im Gerichtsgebäude „Comodoro Py“ rund 60 Personen aussagen, weshalb Beobachter von einer längeren Prozessdauer ausgehen. Der Prozess begann für Miceli wenig erfreulich. So kündigte Staatsanwalt Fernando Arrigo am zweiten Verhandlungstag an, dass die Anklage möglicherweise auch um den Vorwurf der Vorteilsnahme erweitert werden könnte.

			Taxifahrten teurer

			Die Taxifahrten sind in Buenos Aires um zwölf Prozent teurer geworden. Seit vorigen Sonntag beträgt der Startpreis für Tagtouren 9,10 Pesos (vorher 8,20 Pesos). Jede weitere Einheit, die nach 200 Metern bzw. 60 Sekunden Fahrt fällig wird, kostet dann 91 Centavos (vorher 82 Centavos). In der Nacht (22 bis 6 Uhr) ist die Basisgebühr 11 Pesos. Für jede nächste Einheit sind dann 1,10 Pesos zu berappen. (AT/mc/dpa)
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			„Hooligans“

			Mit dem englischen Wort „Hooligans“ werden in Europa die Anhänger von Fußballklubs umschrieben, die Gewalt üben, friedliche Fußballliebhaber belästigen und sich betrinken. In Argentinien heißen sie „Barras bravas“, das sind gewaltbereite Anhänger von Fußballklubs. Sie suchen Auseinandersetzungen mit den Anhängern ihrer Gegner und der Polizei, zetteln Krawalle mit auf den Tribünen an. Wenn der Verein verliert, sind auch Spieler, Trainerstab und Funktionäre des eigenen Klubs nicht mehr sicher. So geschehen, als vor über Jahresfrist der argentinische Rekordmeister River Plate in die zweite Liga abstieg. Damals gab es schwerste Ausschreitungen mit fast hundert Verletzten.

			Derzeit droht der Abstieg von zwei sogenannten „großen“ Klubs, Independiente und San Lorenzo, ebenso wie abermals River Plate, womit die Stimmung weiterhin angeheizt ist und neue Ausfälle dieser „Hooligans“ an kommenden Wochenenden befürchtet werden. Boca Juniors, zusammen mit River Plate der bedeutendste Klubs im argentinischen Fußball, ist bisher der einzige nicht abstiegsbedrohte Verein, der trotzdem unter den Gewalttaten seiner Hooligans leidet.

			Die Klubvorstände erklären immer wieder, dass sie ihre „Barras bravas“ kontrollieren, wogegen bekannt ist, dass diese beste Kontakte zu den Vorständen genießen, öfters freien Zugang zu den Spielen haben und sich gegebenenfalls gewalttätig verhalten. Die Polizei stellt unbewaffnete Polizisten zur Verfügung, am vergangenen Sonntag im klassischen Duell zwischen River Plate und Boca Juniors, genannt „Superclásico“, über 1200 Polizisten, die trotzdem die Gewaltausbrüche auf den Tribünen nicht verhindern konnten.

			In Europa hat man diese Gewaltorgien in den Griff bekommen. Nachdem englische Hooligans 1985 in Belgien den Tod von 39 Zuschauern verschuldet hatten, wurden englische Klubs fünf bzw. sieben Jahre von allen europäischen Wettbewerben ausgeschlossen. Seither herrscht in Europa weitgehend Ruhe auf den Tribünen und auf den Straßen unweit der Stadien. In Argentinien nicht. Fernsehzuschauer können jeweils am Bildschirm verfolgen, wie sich die „Barras bravas“ auf den Tribünen und in der Umgebung der Stadien prügeln, ohne dass die zahlreichen Polizisten das verhindern können, sondern selber Opfer der Gewalt sind. Die Eingänge zu den Stadien werden zwar streng kontrolliert, bestimmten „Hooligans“ ist der Zutritt verwehrt, was freilich nicht verhindert, dass Bandenführer trotzdem in die Stadien kommen. Auch die Gerichte werden eingeschaltet, ihre Urteile sind jedoch wirkungslos, um Gewalt zu verhindern. Der Verdacht trifft Vorstandsmitglieder. Außerdem beteiligen sich die „Barras bravas“ an gewissen Geschäften, die mit Fußballspielen verbunden sind, darunter beispielsweise illegale Parkgebühren in der Umgebung von Stadien oder finanzierte Reisen zu Weltmeisterschaften. Der jüngste Vorstoß eines einzigen Klubpräsidenten, die Gewalt im Fußball zu bändigen, hat bisher nicht gefruchtet. Offenbar gilt im Fußball das ungeschrieben Gesetz, dass Vorschriften zwar erlassen, aber nicht beachtet werden, ohne dass jemand bestraft wird, „Hooligans“ hin, „Barras bravas“ her. 
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			Sturm bringt Rückenwind

			Von Stefan Kuhn

			Das Rennen bleibt eng, aber US-Präsident Barack Obama holt auf. In den letzten auf der US-Internetseite „politico.com“ veröffentlichten Umfragen liegt er in sechs der neun „Swing States“ vorn und dürfte damit die zum Sieg nötigen Wahlmännerstimmen bekommen. Die Umfragen sind natürlich Humbug. In den meisten der Staaten liegen die beiden Kandidaten so eng beieinander, dass man mathematische Irrtümer nicht ausschließen kann. Florida beispielsweise, wo mit 29 die meisten Wahlmännerstimmen vergeben werden, geht nach den Umfragen an Obamas republikanischen Gegner Mitt Romney. Allerdings hat er dort nur einen Vorsprung von 1,2 Prozentpunkten. Bei 1000 Befragten sind das vier Stimmen Vorsprung. Allein die mathematische Fehlerquote liegt bei etwa drei Prozentpunkten. 

			Immerhin kann man aus den Zahlen einen leichten Trend ablesen. Obama hat Rückenwind, und den hat er ausgerechnet einem Hurrikan zu verdanken. „Sandy“ hat im Osten der USA schwere Schäden und Tote hinterlassen. Der Präsident hat den Wahlkampf ausgesetzt und Krisenmanagement betrieben. Chris Christie, der republikanische Gouverneur von New Jersey, ein Romney-Unterstützer, hat Obama deswegen in höchsten Tönen gelobt.

			Michael Bloomberg, der Bürgermeister von New York, ein ehemaliges Mitglied der Republikanischen Partei, hat sich für die Wiederwahl des Präsidenten ausgesprochen. Bloomberg begründete dies mit der Klimapolitik Obamas. Über den Zusammenhang von Erderwärmung und Naturkatastrophen wird in den USA nicht erst seit „Sandy“ viel diskutiert, und Klimaschutz ist bei den Republikanern ein vernachlässigtes Politikfeld. Nicht nur das. Romney selbst will die nationale Katastrophenschutzbehörde FEMA, die bei „Sandy“ viel Hilfe leistete, abschaffen. Vermutlich hat er das längst wieder vergessen. Obama hätte dann wieder ein klassisches Beispiel für „Romnesia“.

			Es wäre nicht das erste Mal, dass Naturkatastrophen Wahlen beeinflussen. Im äußerst knappen Bundestagswahlkampf 2002 hat wohl das Elbhochwasser die Entscheidung gebracht. Bundeskanzler Gerhard Schröder konnte sich damals als Krisenmanager medienwirksam in Szene setzen. Das hat vor allem in den betroffenen Bundesländern im Osten Deutschlands Stimmen und den hauchdünnen Vorsprung gebracht. In den Umfragen lagen SPD und Grüne zuvor hinter CDU/CSU mit deren Spitzenkandidaten Edmund Stoiber und der FDP.

			Auf der anderen Seite kann schlechtes Management auch enorm schaden. Obamas Vorgänger George W. Bush geriet 2005 nach dem Hurrikan Katrina, der New Orleans überschwemmte schwer unter Beschuss. Bush hatte zwar Glück, dass die Katastrophe ein Jahr nach der Wahl geschah, aber die Fehler bei der Krisenbewältigung verfolgten ihn bis zum Ende seiner Amtszeit.

			Fehler hat Obama keine gemacht. Es ist gut möglich, dass „Sandy“ die entscheidenden Stimmen gebracht hat.
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			Randglossen

			Die Regierung des Iran hat offiziell die Beteiligung des Landes am Attentat auf die AMIA bestritten. Da dies der Kernpunkt der Verhandlungen mit der argentinischen Regierung war und diese handfeste Beweise hatte, kann man die Gespräche somit als gescheitert betrachten. Das war auch die Meinung von AMIA-Präsident Guillermo Borger und anderen Funktionären und Intellektuellen. Es ist schwer verständlich, warum Cristina Kirchner überhaupt diese Initiative ergriffen hat, die von vorne herein zum Scheitern verurteilt war. Zudem gilt Ahmadinedschad innenpolitisch als geschwächt und seine Regierungsperiode geht zu Ende. Außerdem: Mit einem Staatschef, der den Holocaust verneint, öffentlich sagt, dass er Israel vernichten will, und Terrorgruppen wie Hisbollah unterstützt, verhandelt man nicht.

			Wie wenn es dieser Regierung an Skandalen fehlte, ist jetzt einer aufgetaucht, der die Präsidentin direkt betrifft, nämlich die Erneuerung der Toilette, der Küche und des Esszimmers der “Casa Rosada”, die für die Präsidentin und ihre Mitarbeiter bestimmt sind und insgesamt 390 m2 umfassen. Der Spaß soll 10 Millionen Pesos kosten, was 18.500 Pesos pro Quadratmeter darstellt. Private Unternehmer haben berechnet, dass es nicht mehr als 10.000 Pesos sein sollten. Doch abgesehen davon, dass auch hier Staatsgelder in private Taschen fließen, klingt das ganze Vorhaben leicht surrealistisch. Wozu braucht die Präsidentin ein luxuriöses Badezimmer mit allem Drum und Dran im Regierungsgebäude, wo sie ohnehin den größten Teil ihrer Zeit in ihrer Residenz in Olivos verbringt?

			Am Dienstag entscheiden die US-Amerikaner über Obama/Biden oder Romney/Ryan. Es könnte aber auch ganz anders kommen. Wenn es, das ist nicht unwahrscheinlich, ein Patt von 269 zu 269 Wahlmännerstimmen gibt, dann wird der nächste US-Präsident ziemlich sicher Mitt Romney heißen und sein Vize Joe Biden. Bei einem Patt entscheidet laut US-Wahlrecht das Repräsentantenhaus über den Präsidenten und der Senat über den Stellvertreter. Im Unterhaus geht das Staat für Staat, und die Republikaner haben in 33 von 50 Staaten eine Mehrheit. Das heißt Romney. Die Demokraten dagegen beherrschen den Senat, und das spricht für Biden. Das Szenario spricht aber vor allem für eine Abschaffung des veralteten Wahlmännersystems. Der Präsident sollte von allen gewählt werden, und nicht nur von einer Handvoll Wähler in irgendwelchen „Swing States“.

			Man kennt das ja. Journalisten fragen, Politiker antworten nicht. Manchmal ist Schweigen allerdings besser als eine Antwort. Als Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs Präsident Nicolas Sarkozy vor einem Jahr bei einem EU-Gipfel gefragt wurden, ob sie Italiens Premier Silvio Berlusconi für zuverlässig halten, lächelten beide. An diese fast schon vergessene Episode erinnert sich Berlusconi heute in einer Brandrede nach seiner Verurteilung wegen Steuerbetrugs. Der Mann ist wirklich von allen guten Geistern verlassen. Selbst den Italienern, die ihn mehrfach gewählt haben, dürfte klar sein, was die Welt von Berlusconi hält. Warum Berlusconi die Italiener daran erinnert, was die Welt von Berlusconi hält, kann vermutlich nur ein Psychiater erklären.
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			November ist Zeit zum 
Beobachten der Pinguine

			Von Marlú Kirbus
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			Die Grundfrage bei der Geschichte ist, ob Charles Chaplin sein charakteristisches Watscheln den Pinguinen abgeguckt hat, oder diese im Kintopp dem Komödianten.

			Für Argentinien sind die Pinguine touristisch deshalb wichtig, weil sie im Gegensatz zu den Walen, die man außer an der Península Valdés auch vor Kalifornien beobachten kann, ausschließlich auf der Südhalbkugel vorkommen. Wer sich also an diesen Frackträgern - oder ist es ein Smoking? - ergötzen will, muss schon nach Patagonien reisen.

			Ausgerechnet jetzt, im November, ist die günstigste Zeit, sie zu beobachten. Denn sommers verweilen sie während der Hitze in ihrem lochförmigen, aber temperierten Nest; winters durchpflügen sie die Meere.

			Es gibt verschiedene Gattungen, so die Langschwanzpinguine (Pygoscelis), Großpinguine (Aptenodytes), Schopfpinguine (Eudyptes), Gelbaugenpinguine (Megadyptes), Zwergpinguine (Eudyptula), Brillenpinguine (Spheniscus), Riesenpinguine (Pachydyptes) und Waimanu (Waimanu). In der Antarktis ist auch der große Kaiserpinguin zu finden.

			Für Beobachter ist das Naturreservat Punta Tombo der geeignete Ort, um das Treiben dieser sympathischen Stinkevögel aus nächster Nähe zu verfolgen. Einige Menschen, wie die nordamerikanische Forscherin Patricia Dee Boerman, lebt schon seit drei Jahrzehnten in Punta Tombo, um die Tiere zu studieren, die sie quasi bei ihrem Namen kennt und die fast ausnahmslos beringt sind.

			Trotz so eingehender Forschungstätigkeit bleibt das Rätsel nach wie vor ungelöst, wie es die Tiere schaffen, nach monatelanger Wanderung durch die Weltmeere zu ihrem Brutnest zurückzufinden. Manche dieser in den letzten Jahren in Argentinien zu einer gewissen politischen Berühmtheit gelangten Bürschchen werden bis zu dreißig Jahre alt. Übrigens: in dem Reservat haben die Pinguine Vortritt!

			Im Fall der ständig windumtosten Punta Tombo ist es ratsam, sich in Gaimán eine Torta Galesa zu besorgen und eine Thermoskanne mit heißem Tee mitzubringen, und so dem kühlen Wetter zu trotzen.

			Sowohl im Wassser (die Orcas bzw. der Schwertwal) als auch auf dem Land haben die Frackträger zahlreiche Feinde, hier vor allem den Fuchs und die Dominikanermöwe (Gaviota Cocinera).

			Punta Tombo liegt etwa hundert Kilometer südlich von Rawson bzw. Trelew, zu erreichen über Geröllstraßen, genau auf dem 44. Breitengrad Süd. Von Buenos Aires beträgt die Entfernung knapp 1200 Kilometer, rund zwei Flugstunden. Die Fluglinie Andes bietet Senioren Sondertarife.
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			Steuereinnahmen im Oktober: +26,4%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Oktober mit $ 60,13 Mrd. um 26,5% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten 2012 waren es $ 556,91 Mrd., 25,4% mehr als im Vorjahr. AFIP-Direktor Ricardo Echegaray meinte, das Plansoll des Budgets für 2012 werde auf alle Fälle bequem erfüllt werden. Wenn sich die Konjunktur hält, sollten die Einahmen sogar einen bedeutenden Überschuss gegenüber dem im Haushaltsgesetz vorgesehenen Betrag ausweisen, was zum grossen Teil eine Folge der Inflation ist, die wesentlich höher ist, als sie dem Staatshaushalt zur Grundlage gesetzt wurde, und auch als die, die das INDEC ermittelt.

			Die Nettoeinnahmen der Mehrwertsteuer lagen mit $ 17,56 Mrd. um 34,5% über dem Vorjahr. Doch die vom Steueramt direkt eingenommene MwSt lag nur um 28,7% höher, und die vom Zollamt einbehaltene MwSt stieg um 28,8%. Aber im Oktober dieses Jahres gab es praktisch keine Rückgabe der MwSt an Exporteure (für die bei Exportprodukten in vorangehenden Etappen schon gezahlte MwSt), während es im Oktober des Vorjahres $ 582 Mio. waren, die vom Bruttoerlös der Steuer abgezogen wurden. Die AFIP hat diese Zahlungen vollständig gebremst, nachdem das Amt bestimmt hat, dass die Exporteure zunächst nachweisen müssen, dass sie keine steuerlichen Schulden haben. 

			Auch die sogenannten Rückvergütungen, die reine Subventionen für industrielle Exporte sind, die durch Rückgabe von intern gezahlten Steuern begründet werden, sanken dieses Jahr auf Null, nachdem sie im Vorjahresoktober noch $ 350 Mio. ausmachten. Beiläufig sei bemerkt, dass somit die gesamten echten Steuereinnahmen in Wirklichkeit eine geringere interanuelle Zunahme, nämlich nur 24% statt 26,4%, aufweisen, als sie offiziell angegeben wird. Bei korrekter Buchhaltung müssten Rückzahlungen der MwSt und Rückvergütungen bei der staalichen Buchführung als Ausgaben gebucht werden, statt direkt vom Steuererlös abgezogen zu werden. Aber auf diese Weise werden sie auch zum Teil von den Provinzen getragen, da diese Form der Buchführung der Betrag verringert, auf den die Provinzbeteiligung berechnet wird.

			Die Gewinnsteuer war im Oktober mit $ 12,50 Mrd. sehr ergiebig, und lag um 40% über dem Vorjahr. Hier wirkt sich jedoch besonders der Umstand aus, dass das steuerfreie Minimum bei der persönlichen Einkommenssteuer dieses Jahr (noch) nicht berichtigt wurde, so dass zahlreiche Lohnempfänger von der Steuer erfasst werden, die in vergangenen Jahren die Grenze nicht erreichten. Abgesehen davon wirkt sich auch die kalte Progressionserhöhung aus, die die Inflation bei Beibehaltung der nominellen Skala mit sich bringt. Und schliesslich wirkt sich auch der Umstand aus, dass die Steuerbilanzen der Unternehmen nicht wertberichtigt werden (wie es von 1978 bis 1991 der Fall war), so dass bei Inflation immer mehr Steuern auf reine Buchgewinne gezahlt werden. Für viele Unternehmen steigt der Steuersatz, bezogen auf den echten Gewinn, von 35% auf über 50%. Das wirkt auf alle Fälle gegen Investitionen von Unternehmen, die innerhalb der Legalität tätig sind.

			Der Erlös der Exportzölle lag mit $ 4,49 Mrd. um 22,8% unter dem Vorjahr. Hier wirkt sich die geringere Ernte dieses Jahres aus, wobei eventuell auch noch Sojabohne von Landwirten einbehalten wurde, in Erwartung einer Abwertung. Unter normalen Umständen würden die Landwirte auf alle Fälle so schnell wie möglich exportieren, und eventuell Dollar kaufen. Aber das ist jetzt, zum offizielen Kurs, eben nicht möglich.

			Hingegen lagen die Einahmen bei Importzöllen mit $ 1,78 Mrd. um 29% über dem Vorjahr. Trotz der Importhemmung wird eben mehr importiert, vornehmlich Rohstoffe und Halbfabrikate für die Industrie. 

			Die Steuer auf Giro- und Sparkontenbewegungen, genannt Schecksteuer, lag mit $ 3,67 Mrd. nur um 16,7% über dem Vorjahr, was bedeutet, dass sie inflationsbereinigt weniger eingebracht hat. Dies deutet darauf hin, dass ein Übergang auf Zahlungen mit Bargeld stattgefunden haben muss, der sich nur durch Misstrauen und Angst von Steuerkontrollen erklärt, eventuell auch durch die Schecksteur bedingt ist. Nachdem jetzt die Zahlungen über Internet erleichtert worden sind, sollten theoretisch mehr Zahlungen über direkte Belastung und gleichzeitiger Gutschrift von Bankkonten getätigt werden, was nicht nur Zahlungen über Schecks ersetzt, sondern auch mit Bargeld. Die ZB hat auf alle Fälle keine Erklärung zu diesem anormales Phänomen gegeben.

			Die Einnahmen des Systems der sozialen Sicherheit, also vornehmlich Beiträge von Arbeitnehmern und –gebern zum Pensionierungssystem, lagen im Oktober mit $ 15,31 Mrd. um 30,5% über dem Vorjahr. Das ist auf Lohn- und Gehaltserhöhungen und ebenfalls auf mehr legal eingetragene Beschäftigte zurückzuführen. Da diese Zunahme jedoch weitgehend im staatlichen Bereich stattfand, bedeutet das, dass die erhöhten Einnahmen an Beiträgen, die die AFIP ermittelt, gleichzeitig höhere Staatsausgaben darstellen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,785, um 0,42% über einer Woche zuvor und um 10,76% gegenüber Ende 2011. Die ZB hat den Abwertungsrhythmus beschleunigt, sodass im Oktober um 1,54% abgewertet wurde, statt um etwa ein Prozent wie in den Vormonaten. Die ZB-Reserven betrugen u$s 45,26 Mrd. Im Monat Oktober kaufte die ZB u$s 365 Mio. auf dem Markt, doppelt so viel wie im September, wobei Reserven für Zahlung von Dollarschulden des Staates eingesetzt wurden. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.Dezember bei $ 4,90, zum 31. März 2013 bei $ 5,14, zum 30. Juni bei $ 5,39 und zum 30. September bei $ 5,68. Dieser Kurs lag um 21,21% (auf Jahresbasis) über dem gegenwärtigen Tageskurs. Der Schwarzkurs lag bei Dollarnoten bei $ 6,34, machte aber bei Überweisungen (die über gleichzeitigen Kauf und Verkauf von Dollarbonds in Buenos Aires und New York getätigt werden) einen Sprung auf den Rekordstand von  $ 7,12. Vor einer Woche lagen diese Kurse bei $ 6,38 und $ 6,50. 

			***

			Der  Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag eine Abnahme von 1,10% und lag somit um 4,56% unter Ende Dezember.

			***

			Staatsbonds gingen letzte Woche stark zurück, was Präsidentin Cristina Kirchner dazu bewog, in einer Fernsehansprache mehrmals zu versichern, dass die Regierung die Dollarbonds in Dollar zahlen werde. Par-Bonds in Pesos notierten am Donnerstag um 3,66% unter der Vorwoche und lagen um 8,12% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos gingen in einer Woche um 5,34% und im Laufe des Jahres um 0,76% zurück. Boden 2013 (in Dollar) sanken in einer Woche um 2%, lagen aber um 3,22% über Ende Dezember. Boden 2014 gingen in einer Woche um 1,03% zurück, lagen aber noch um 10,30% über Ende 2011. Boden 2015 gingen in einer Woche um ganze 8,13% zurück und lagen um 5,55% unter Jahresende 2011. 

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 175,15 (Vorwoche $ 173,72) je Gram gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 358,80 (Vorwoche: $ 355,20).

			***

			Der bilaterale Handel mit Brasilien ergab für Argentinen im Oktober zum ersten Mal nach über drei Jahren einen Überschuss. Die Importe aus Brasilien lagen im Oktober mit u$s 1,63 Mrd. um 18,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und die Exporte nach Brasilien betrugen $ 1,66 Mrd., 8,8% über dem Vorjahr. In 10 Monaten 2012 betrugen die Importe u$s 15,10 Mrd., 20% unter dem Vorjahr, und die Exporte u$s 13,30 Mrd., um 4,7% unter dem Vorjahr. Die bilaterale Handelsbilanz war in 10 Monaten somit für Argentinien um $ 1,83 Mrd. negativ.

			***

			Am 10. November läuft die Frist ab, die Repsol hat, um Klage beim Weltbankschiedsgericht ICSID (auf spanisch CIADI) gegen den argentinischen Staat einreichen zu können, wegen der Konfiskation des grössten Teils ihres YPF-Aktienpaketes. Die Regeln des ICSID erfordern, dass zunächst eine Wartefrist von 6 Monaten eingesetzt wird, während der verhandelt werden kann oder auch nicht. Wie aus guter Quelle bekannt wurde, will Repsol jedoch die Einreichung einer formellen Klage hinausschieben, um zu versuchen, zu einem direkten Abkommen mit Argentinien zu gelangen.

			***

			Seit fast zwei Wochen kann die Anlage der Lagerung von Erdöl in Punta Loyola, 40 km von Rio Gallegos (Provinz Santa Cruz) entfernt kein Erdöl entgegenehmen und auch nicht verschiffen. Ein Schiff, das von Oil Combustibles gechartert worden war, musste ohne Ladung wegfahren. Die Anlage wird von einer Gruppe von Arbeitslosen blockiert, die Arbeit und auch ein Ende der Intervention der Gewerkschaft der privaten Erdölunternehmen fordern. Die Firma Petrobrás hat Klage vor Gericht eingereicht, wegen des Schadens, den sie dabei erleidet. Denn dies führt zu einer Verringerung der Erdölproduktion um 15.000 Barrel und von Gas von 4,5 Mio. cbm. Das Gericht hat der Provinzpolizei angeordnet, den normalen Zustand wieder herzustellen und die Gendarmerie ewartet Anweisungen von Sicherheitsministerium.  

			***

			Durch Mitteilung A-5318 hat die ZB bestimmt, dass diejenigen, die einen Hypotekarkredit in Dollar zahlen müssen, die Dollar nicht auf dem offiziellen Markt kaufen können. Bisher wurden Dollarkäufe für diesen Zweck genehmigt, wenn es sich um einen Kredit für eine Eigenwohnung handelt und der Antrag vor dem 31. Oktober gestellt worden war. Der Zugang zum offiziellen Devisenmarkt wird zunehmend gesperrt.

			***

			Nachdem der Kongress der Provinz Buenos Aires das Haushaltsgesetz fúr 2013 verabschiedet hat, bestehen ab Januar auch die Erhöhungen der provinziellen Immobiliensteuer. Bei Immobilien mit einem Fiskalwert von bis zu $ 50.000 beträgt die Zunahme gegenüber 2012 nur 20%. Darüber hinaus sind die Zunahmen höher, bis zu 60% bei Immobilien mit einem Wert von über $ 790.000. Ebenfalls ist eine Zusatzsteuer für teure Automobile vorgesehen. Trotz dieser Erhöhungen, und obwohl keine Gehaltserhöhungen für Beamte vorgesehen sind, weist das der Provinzhaushalt für 2013 einen Finanzierungsbedarf von $ 13 Mrd. aus. 

			***

			Die Exporte an Landwirtschaftsmaschinen und Zubehör nach Venezuela sind in den ersten neuen Monaten des laufenden Jahres um 35% gestiegen. Wie aus einem Bericht des Consulting Büros IES weiter hervorgeht, verlor Brasilien durch Venezuela (37,4%) den ersten Platz als Hauptabnehmerland für Landwirtschaftsmaschinen argentinischer Herstellung. An zweiter Stelle rangiert Uruguay, gefolgt von Brasilien und Bolivien.

			***

			Ein argentinisches Gerichtsurteil weist die lokale Niederlassung des dänischen Herstellers von Windenergieanlagen Vestas an, die Zahlung für Wartungsarbeiten am Windpark Rawson von der Firma Genneia in Pesos entgegenzunehmen. Vestas hatte sich aus dem Geschäft zurückgezogen, nachdem eine bislang unbezahlte Schuld von u$s 19,8 Mio. fällig wurde. Genneia, vom argentinischen Unternehmer Alejandro Ivanissevich kontrolliert, hatte das Angebot unterbreitet, die Schulden in der argentinischen Währung zum offiziellen Kurs zu zahlen, und hat den Fall jetzt gewonnen.

			***

			Wie das Planungsministerium bekanntgab soll das Kraftwerk Atucha II ab Mitte kommenden Jahres an das nationale Netzsystem angeschlossen werden. Die ersten Probearbeiten begannen Anfang der Woche, und sollen sich bis Ende November erstrecken. Noch im vergangenen September hiess es, das Werk könnte bis Jahresende betriebsbereit sein. Im Oktober 2011 hatte Präsidentin Cristina Kirchner das Werk ofiziell eingeweiht, obwohl es noch lange nicht fertig war.

			***

			Der zweitwichtigste Getreideexporteur, die Firma Bunge Argentina, wurde aus dem Register entfernt, das den Unternehmen eine steuerliche Sonderbehandlung erlaubt. Wie die Steuerbehörde AFIP am Montag mitteilte, stehen Fälligkeiten für $ 1,8 Mrd. aus Exportzöllen und Gewinnsteuer noch aus. Bunge kann weiter auf diesem Gebiet tätig sein, verliert aber durch diese Sanktion einige Steuervergünstigungen, die insbesondere die Mehrwertsteuer und die Einkommensteuer betreffen. Bunge wird Berufung gegen diesen Beschluss einlegen, da es die Beschuldigung zurückweist. Die AFIP ist schon in ähnlicher Weise gegen andere Getreiexporteure vorgegangen, die angeblich zu niedrigen Preisen nach Staaten liefern, bei denen die Gewinnsteuer niedrig ist oder nicht besteht, und dann von dort aus weiter exportieren. Das ist jedoch nicht illegal, wobei der Tatbestand als solcher oft auch nicht vorliegt. Bei Exporten von Getreide und Ölsaat muss das Zollamt die angegebenen Preise ohnehin genehmigen. 

			***

			Die AFIP entschied durch Beschluss 3397, (Amtsblatt vom 29.10.12), dass alle Exporteure, die eine Rückerstattung der bei den Exportprodukten in vorangehenden Etappen gezahlten MwSt fordern, mit ihren Steuern nicht im Verzug liegen dürfen. Die Rückerstattungen werden mit grosser Verspätung gezahlt, was Probleme für die betroffenen Unternehmen schafft und ihnen auch die Zahlung der normalen Steuern erschwert. 

			***

			Das Kindergeld sei die Massnahme, die in den letzten fünfzig Jahren am meisten zum sozialen Einschluss (der Armen) beigetragen habe, sagte der Vorsitzende der Rentenversicherung ANSES, Diego Bossio am letzten Montag. Vor drei Jahren wurde das universale Kindergeld in Argentinien eingeführt, zunächst mit einer Monatssumme von $ 180. Aktuell sind es $ 340 pro Kind, und $ 1200 pro behindertes Kind.

			***

			Die AFIP hat mit dem Verband der Notare die Einführung der elektronischen Unterschrift eingeführt. Dadurch sollen sämtliche Verfahren, die eine notarielle Beglaubigung erfordern, beschleunigt und vereinfacht werden. Die AFIP ist auf dem Gebiet der Computertechnologie im öffentlichen Bereich sehr fortgeschritten, und sollte anderen Ämtern als Beispiel dienen. 

			***

			Die Gewerkschaft der Erdölarbeiter des privaten Bereiches, die ca 24.000 Arbeiter umfasst, erhielt für dieses Jahr eine Zulage von 24%, plus einen Bonus von $ 4.000 zum Jahresende. 12% wurden schon Mitte 2012 gezahlt, und die anderen 12% ab November. Vom Bonus wird eine Hälfte am 15. November und die andere am 15. Dezember gezahlt. Die Gewerkschaft hatte schon einen Streik als Druckmittel eingeleitet, der nach der Bekanntgabe zur Zulage aufgehoben wurde. Die Unternehmen mussten jedoch auch die Entlassungen, die unlängst verfügt worden waren, rückgängig machen. Die Erdölarbeiter gehören zu den bestbezahlten des Landes, was einen Demonstrationseffekt auf andere Wirtschaftsbereiche in den Erdölgegenden hat.

			***

			Die stärken Regenfälle, die in mehreren Gebieten der “feuchten Pampa” zu Überschwemmungen geführt haben, haben zu einer Revision der Ernteaussichten für 2012/13 geführt. Der Experte Gustavo Lopez (von Agritrend) hatte eine Gesamternte von Getreide und Ölsaat von 112 Mio. t vorwegegenommen, die einen Sprung gegen-über den 91 Mio. t dieses Jahres und den 103,5 Mio. t der Periode 2010/11 darstellt. Die Getreidebörsen von Buenos Aires und Rosario weisen darauf hin, dass die gesäte Fläche geringer als vorgesehen sein wird, wobei schon eine Verspätung bei der Aussaat von Mais eingetreten ist, und die von Sojabohne erfordert, dass es in den kommenden Wochen nicht weiter regnet. Auf der anderen Seite führt die erhöhte Wassermenge in trockenen Grenzgebieten (Westen der Provinz Buenos Aires, La Pampa, Westen und Norden von Córdoba, Norden von Santa Fé, Santiago del Estero u.a. Provinzen) zu einer Zunahme der Erträge, was als Ausgleich wirken könnte.

			***

			Das vom Parlament abhängige Kontrollamt, die “Auditoría General de la Nación” hat nachgewiesen, dass beim Kauf von gebrauchten Lokomotiven und Waggons in Spanien und Portugal während der Jahre 2005 bis 2010, als Ricardo Jaime Transportsekretär war, Überpreise von bis zu 171% gezahlt worden seien. Ausserdem wurde festgestellt, dass 44% dieser Güter, die E 223,38 Mio. gekostet haben, in Lagern liegen und verkommen, statt repariert und eingesetzt zu werden, wie es hätte sein sollen. Es gab keinerlei technische und wirtschaftliche Analyse über diesen Kauf, niemand vom Transportsekretariat hat den Empfang beglaubigt und es wurde gezahlt, ohne über die notwendigen Unterlagen zu verfügen. Eine totale Schlamperei!

			***

			Die ZB hat bei der Wechselausschreibung vom Dienstag $ 2,09 Mrd. zugeteilt, wobei Wechsel für $ 3,33 Mrd. verfielen. Somit fand eine monetäre Expansion von $ 1,24 Mrd. statt. Die Banken haben trotz leicht erhöhter Zinsen weniger Interesse für diese Papiere gezeigt, was auf eine geringere Liquidität deutet. Für Lebac lagen die Zinsen für 77 Tagen bei 12,69%, und bei 105 Tagen 13,21%. Bei längeren Fristen von 350 Tagen erreichten die Zinsen 14,90%.

			***

			Die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer und die Grossmarktketten Maxiconsumo, Diarco, Vital, Macro und Yaguar wollen über die gewerkschaftliche Zugehörigkeit ihrer Mitarbeiter weiter verhandeln. Sollte es zu keine Einigung kommen, wird ein “Kampfplan” eingesetzt (was Streik und gewaltsame Sperre des Zugangs zu den Supermärkten bedeutet), sagte am Dienstag der Gewerkschaftsvorsitzender Pablo Moyano. Sei Vater, Hugo Moyano, wirklicher Leiter des Gewerkschaft der Lastwagenfahrer, will seinen Bereich ständig weiter ausweiten. Das hat er seit Beginn der Regierung von Néstor Kirchner ununterbrochen gemacht, so dass er nicht nur den Ferntransport über Lastwagen beherrscht, sondern auch den städtischen. Er kann, wenn es ihm passt, das ganze Land stilllegen.

			***

			Der Verband der metallverarbeitenden Industrie (Adimra) zeigte sich am Dienstag besorgt über die “unverständliche” Anullierung einer internationalen Ausschreibung für den Bau eines 500 MW-Wärmekraftwerks in Uruguay, das bereits der argentinischen Firma Electroingeniería (die den Kirchners nahesteht) zugeteilt worden war. Doch schliesslich wurde, ohne eine effektive Erklärung, der zweite (teurere) Mitbieter, das koreanische Unternehmen Hyundai, mit dem Bau beauftragt. Es wird vermutet, dass es sich um eine Repressalie gegen Argentinien handelt, wegen der Hemmung von Importen aus Uruguay und Erschwerung des Tourismus nach Punta del Este u.a. Badeorten.

			***

			Transportadora de Gas del Norte (TGN) kündigte der Beginn der Umschuldung, einschliesslich der Schuldverschreibungen A und B an. Beide Titel wurden im Umtausch vom vergangenen August, der bis zum 30. September befristet war, nicht berücksichtigt. Das aktuelle Angebot erstreckt sich bis zum 9. November. TGN wird von Gasinvest kontrolliert (die 70% des Kapitals hält), ein Holding der Firmen Tecpetrol Internacional (vom Techint Konzern), Compañía General de Combustibles, Total Gas, Electricidad Argentina und RPM Gas. Weitere 20% des Aktienpakets von TGN werden am Kapitalmarkt gehandelt, und der Rest liegt in den Händen des Fonds Blue Ridge Investment. TGN, die die Gasleitung von Jujuy bis Buenos Aires betreibt, geriet durch die Tarifeinfrierung ab Anfang 2002, die mit unzureichenden Erhöhungen bis heute weiter geht, und wegen der Schliessung des internationalen Kreditmarktes für argentinische Firmen, in finanzielle Schwierigkeiten und konnte die ursprünglichen Zahlungsfristen nicht einhalten. Ausser dem Staatsdefault von Anfang 2002 gab es noch viele Defaults von Privatunternehmen, die von der Regierung faktisch erzwungen wurden und viele Fällen bis heute noch nicht gelöst sind. 

			***

			Die Kosten einer Sicherung gegen Default liegen für argentinische Staatspapiere mit 128% mehr als doppelt so hoch wie für venezolanische. Bei einem Termingeschäft mit Staatsbonds auf 5 Jahre (“Credit Default Swap”, CDS) besteht für Argentinien ein Aufpreis von 1.734 Basispunkten (gleich 17,34%), gegen nur 760 Punkte für venezolanische Ttitel. 

			***

			Die Ratingagenturen Standard & Poor’s und Fitch haben Argentiniens Kreditwürdigkeit herabgesetzt. Einzig die Ratingagentur Moody’s hat sich zu Argentinien bislang noch nicht geäussert. Die Prognosen wurden bekannt, nachdem die Berufungskammer der USA ein Urteil fällte, dass Argentinien verpflichtet, den Inhabern von defaultierten argentinische Titeln zu bezahlen. Argentinische Staatsbonds, die in New York gehandelt werden, gingen danach in mehreren Tage in Folge stark zurück. Das sogenannte “Landesrisiko” (Differenz zwischen der Rendite argentnischer Staatsbonds und den US-Schatzscheinen, genannt “Treasuries”) ist im Oktober um 23% gestiegen.

			***

			Die Provinz Chaco lädt die Inhaber von zwei ihrer auf Dollar ausgestellten Schuldverschreibungen zu einer ausserordentlichen Versammlung ein. Man wolle ein Angebot unterbreiten, um die Verbindlichkeiten in Pesos zurück zu bezahlen:entweder die Gläubiger nehmen die Zahlung in Pesos zum offiziellen Kurs an, oder die Provinzverwaltung kauft die Titel (mit Abschlag) vorzeitig auf dem Markt. Auf alle Fälle werden die Inhaber dieser Provinzbonds geschädigt, was ein weiteres verheerendes Signal für den Kapitalmarkt ist.

			***

			Die Beanspruchung öffentlicher Dienste lag gemäss dem INDEC-Index im September um 5,7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die ersten 9 Monaten lagen somit um 7,6% über dem Vorjahr. Die Zunahme ist an erster Stelle auf die Mobiltelefonie zurückzuführen: bei insgesamt 58,7 Mio. Telefonen, nahm die Zahl der Gespräche um 16,5% und die der Textsendungen um 33,4% zu. 

			***

			Der technische Direktor des Statistischen Amtes (INDEC), Norberto Itzcovich, erklärte anlässlich der Vorstellung der endgültigen Ergebnisse des Zensus von 2010, dass das Bruttoinlandsprodukt zwischen 2003 und 2011 um 79,5% gestiegen sei, wobei das BIP der Industrie noch stärker zunahm, besonders wegen der Zunahme bei Kfz und der elektronischen Industrie in Tierra del Fuego. Hier muss man jedoch berücksichtigen, dass das BIP 2001 und im 1. Halbjahr 2002 um fast 20% gefallen war, so dass zunächst nur der Verlust aufgeholt wurde. 

			***

			Der “World Economic Forum” hat Argentinien unter 62 Staaten bei der finanziellen Einstufung vom 53. Platz im Jahr 2011 auf den 55. Platz im Jahr 2012 verlegt, nur vor Ghana, Bangladesh, Pakistan, Ukraine, Tanzania, Nigeria und Venezuela. An der Spizte stehen Hong Kong, USA, Grossbritannien, Singapur und Australien. Die Bewertung stützt sich auf sieben Indices: institutionelle Umgebung, finanzielle Stabilität, Geschäftsklima, finanzielle Stabilität, Bankendienste, nicht bankmässige Finanzdienste und Zugang zum Finanzmarkt.

			***

			Die Übertragung der Verantwortung für die U-Bahn von der Nationalregierung auf die Stadtverwaltung von Buenos Aires macht kleine Forschritte. Das Grundproblem besteht darin, dass weder der nationale Haushalt noch der der Stadt für 2013 Subventionen für die U-Bahn vorsieht. Ohne Subvention müsste der Tarif von $ 2,50 mehr als verdoppelt werden, was jedoch dazu führen würde, dass die Zahl der Passagiere abnimmt, womit die Rechnung dann wieder nicht aufgeht. Doch die Stadregierung hat letzte Woche die Verhandlungen mit der Gewerkschaft aufgenommen, womit sie sich faktisch für die U-Bahn als verantwortlich erklärt. Ausserdem wurden die Mittel, die die Nationalregierung für Instandhaltung bereit gestellt hatte, schliesslich auf den Betreiber Metrovías übertragen, so dass 14 der 20 stillgelegten Züge repariert und wieder eingesetzt werden konnten. Die Stadt Buenos Aires fordert mehr Mittel, da sie nur eine Beteiligung von 1,4% an den Steuern hat, die unter den Provinzen und der Stadt verteilt werden, bei einer Beteiligung an der Bevölkerung von 7% und am BIP von etwa 25%. Ausserdem wird die U-Bahn von vielen Menschen verwendet, die in der Provinz wohnen. 

			***

			Die Bautätigkeit fiel im September innerjährlich um 5,2%, berichtet das INDEC, Es ist die sechste interanuelle monatliche Abnahme in Folge. Die ersten neun Monate 2012 lagen um 2,7% unter dem Vorjahr. Die Zukunftsperspektiven siehen wenig optimistisch aus, denn im September wurden in 42 Gemeinden 18,3% weniger Bauflächen gegenüber September 2011 gemeldet, und 15,3% weniger gegenüber August.

			***

			Um 22,4% gingen im September die Immobiliengeschäfte in der Provinz Buenos Aires zurück, berichtet der Verband der Notare in La Plata. Insgesamt wurden 9739 Übertragungen unterschrieben, gegenüber 12.559 im September 2011.

			***

			Auf höchstem Niveau soll Anfang Dezember über eine Verringerung des bilateralen Handelsbilanzdefizites zu Lasten Argentiniens beim Kfz-Handel zwischen Argentinien und México verhandelt werden. Präsidentin Cristina Kirchner und der gewählte Präsident Enrique Peña Nieto nehmen sich des Themas persönlich an. Aus argentinischer Seite beabsichtige man weniger Autos der Fabrikate Nissan, Ford Fiesta, Fiat 500 und VW Bora zu importieren, um dafür mehr Einheiten des VW Amarok, Ford Ranger, Renault Kangoo und Mercedes Sprinter nach Mexiko zu exportieren. Es sei beabsichtigt, das argentinische Defizit auf 30% bis 40%, von aktuell u$s 1 Mrd. auf mindestens u$s 700 Mio. zu verringern.

			***

			Der Senat billigte am Mittwoch den Haushaltsenwurf der Regierung für 2013 ohne Änderungen, so wie er schon der Deputiertenkammer verabschiedet worden war. Darin geht die Regierung von einem Wirtschaftswachstum von 4,4%, einer Jahresinflation von 10,8% und einem durchschnittlichen Dollarkurs für das Jahr 2013 von $ 5,10 aus. Der primäre Überschuss soll bei $ 55 Mrd., und der Handelsüberschuss bei u$s 13,5 Mrd. liegen. Die vorgesehene Entschuldung durch Einsatz von Reserven der ZB erreicht $ 7,96 Mrd. Aufgeführt ist auch die Zahlung von u$s 3,5 Mrd. an einem Coupon, der mit den Wachstumsvorgaben gekoppelt ist, der jedoch nicht gezahlt wird, da das BIP dieses weniger zunimmt, als für die Zahlung notwendig ist. Die Mittel werden voraussichtlich für YPF oder das staatliche Telekommunikationsunternehmen Arsat eingesetzt werden. Ohnehin baut das Haushaltsgesetz auf total unwirklichen Voraussetzungen auf, so dass wegen der viel höheren Inflation mit höheren Steuereinnahmen als vorgesehen gerechnet werden kann, die dann willkürlich verteilt werden, wie es in den letzten Jahren schon der Fall war. Das Budgetgesetz hat unter den Kirchners eine relative Bedeutung.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Chinesische Importe erschweren die Wettbewerbsituation der lateinamerikanischen metallverarbeitenden Industrie, hiess es während des 53. Kongresses des lateinamerikanischen Stahlverbandes, der in Santiago de Chile stattfand. Das Handelsbilanzdefizit mit China wuchs von u$s 8 Mrd. in 2003 auf u$s 48 Mrd. in 2010, und u$s 64 Mrd. im vergangenen Jahr, bezogen auf nur vier Länder: Argentinien, Brasilien, Kolumbien und Mexiko. Die steigenden chinesischen Importe münden in einem Deindustralisierungsprozess in den genannten Nationen, sowie in einer stetigen Abnahme des Anteils der Stahlindustrie, plus der stahlverarbeiteinden Unternehmen, am Bruttoinlandsprodukt, sagte Daniel Novegil, der CEO von Ternium (ein Techint-Konzern, der die Stahlwerke der Gruppe umfasst). Jede u$s 1 Million an Importen aus China bedeutet den Verlust, je nach Land, von zehn bis zwölf Qualitätsarbeitsplätzen in der Region, bedauerte der brasilianische Wirtschaftler Germano Mendes de Paula.

			***

			Die Organisation für wirtschaftliche Zusaamenarbeit und Entwicklung OECD hat Uruguay aus der Liste der Steuerparadiese gestrichen, nachdem das 34 Länder zählende Gremium die Vorschläge aus Montevideo angenommen hat. Eines der Hauptpunkte die von der OECD begrüsst wurden, ist das Abkommen zum Austausch von steuerrelevanten Fragen zwischen Argentinien und Uruguay. 

			***

			Pemex verbuchte im 3. Quartal einen Gewinn von u$s 1,9 Mrd. Im Jahr zuvor hatte die mexikanische Erdölgesellschaft noch u$s 624 Mio. verloren.

			***

			Nachdem die Weltbank Argentinien, Brasilien, Kuba, Uruguay und Venezuela als Länder mit einem mittel-hohen pro Kopf Einkommen eingestuft hat, verlieren diese Nationen in Zukunft ihre Zollpräfarenzen in der EU. Am Mittwoch wurde in Brüssel das Allgemeine Präfarenzsystem mit Gültigkeit ab 1. Januar 2014 vorgestellt, aus dem diese Veränderungen hervorgehen. 

			***

			Der US-Ölkonzern Chevron wurde von einem Gericht in Ecuador Anfang dieses Jahres wegen Umweltschäden im dortigen Amazonas-Gebiet zur Zahlung von u$s 19 Mrd. Schadensersatz verurteilt. Vertreter der Ureinwohner, die das Prozess anstrebten, verlangen jetzt die Einfrierung von argentinischen Aktiven von Chevron. Das Unternehmen wies das Urteil ab, mit dem Argument, die Justiz des Andenlandes sei politisch beeinflusst. Den Prozess hatten schon 1993 mehrere Tausend Ureinwohner eingeleitet, die wegen Wasserverschmutzung im Gebiet um den Agrio See gegen den später von Chevron übernommenen Texaco-Konzern geklagt hatten.

			***

			Brasiliens Regierung senkte am Mittwoch die Zolltarife für 330 Warengattungen, darunter Maschinen, Informatik-Geräte und Telekommunikationsausrüstungen. Damit möchte man die Einrichtungskosten für Unternehmen reduzieren, die bereits angekündigt haben, Investitionen in Brasilien zu tätigen. Unter den Produkten findet man Metallcontainer, Verpackungsmaschinen, Kräne, Industrieroboter und Anlagen für Digital TV. Die zu erwartenden Investitionen der begünstigten Unternehmen erreichen noch in diesem Jahr u$s 7,02 Mrd. Die Firmen wollen Ausrüstungen in Höhe u$s 340 Mio. importieren. Die am meisten begünstigte Sektoren sind die Erdölindustrie (31%), die Kfz-Industrie (19%), Autoteile ( 11,47%) Eisenbahnen (8,91%) und Bergbau (8,62%).

			***

			Bei der Liste der Welthandelsorganisation über die Staaten, die am meisten protektionistische Massnahmen eingeführt haben, steht Brasilien dieses Jahr mit 27 Antidumpingmassnahmen weltweit an erster Stelle. Grundsätzlich handelt es sich dabei um Zusatzzölle auf Waren, bei denen angeblich die angeführten Preise anormal niedrig sind. Die brasilianische Regierung weist jedoch darauf hin, dass sie sich dabei streng an die Normen der WHO gehalten habe. In Argentinien liegt der Fall anders, da die in diesem Land angewendeten “nicht automatischen Importlizenzen” und die Forderung einer Importgenemigung für jeden einzelnen Fall von der WHO nicht zugelassen werden.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Globant

			Diese argentinische Softwarefirma hat die brasilianische TerraForum übernommen, um im brasilianischen Markt Fuss zu fassen. TerraForum hat einen Jahresumsatz von u$s 5 Mio. Der Kaufpreis wurde nicht genannt. In Brasilien bietet das Softwaregeschäft grosse Entwicklungsmöglichkeiten.

			BQB

			Diese uruguayische Fluglinie, die dem argentinischen Unternehmer Juan Carlos Lopez Mena gehört, der das Schifffahrtsunternehmen Buquebus kontrolliert, entschied sich für den Flughafen von Asunción, Paraguay, als künftiger Ausgangspunkt für alle Flugverbindungen in der Region. Damit wird BQB Líneas Aéreas als Fluglinie von Paraguay anerkannt und erhält demnächst eine Lizenz um Flugdienste aus Paraguay durchzuführen.

			Coca Cola

			Dieses auf dem Gebiet der alkoholfreien Getränke führende Unternehmen wird unmittelbar ein eigenes Mineralwasser unter der Marke Bonaqua auf den Markt bringen. Für diesen Zweck ist eine Investition von $ 120 Mio. in Gang. Es handelt sich um das erste echte Mineralwasser der Firma, da die Vorgänger, die mit den Marken Dasani und Kin verkauft wurden, künstlich mineralisiert worden waren. Das Bonaqua-Wasser soll in Córdoba erzeugt werden, in der Anlage von Embotelladora Andina, eine der grössten Hersteller und Verkäufer von Coca Cola.

			Biochemical

			Dieses Unternehmen investiert $ 12 Mio. in Logistik und Infrastruktur um seine Produktionskapazität von Kulturen von Milchsäurebakterien zu steigern. Biochemical – ist ein argentinisches Unternehme, das bestrebt ist, neue Märkte im Käse-, Yogurt- und Milchgetränkebereich in Brasilien, Kolumbien, Mexiko, Europa und dem Nahen Osten zu erobern.

			Albanesi

			Diese Gruppe ûbernahm das Wärmekraftwerk von La Banda, in der Provinz Santiago del Estero. Das Werk ist an das nationale Energieverteilungssystem angeschlossen, und verfügt über eine Leistung von 32 KW. Albanesi wurde 1929 gegründet und wird von Armando Loson geleitet. Die Gruppe ist ebenfalls im Erdöl- und Weingeschäft aktiv.

			Molinos Rio de la Plata

			Diese Firma, von der Perez Companz Gruppe kontrolliert, kehrt in den Kapitalmarkt zurück, durch den Verkauf von Schuldverschreibungen bis zu u$s 200 Mio. Die Mittel sollen für die Weiterentwicklung im Teigwaren-, Reis- und Sojageschäft verwendet werden.

			Peñaflor

			Diese grosse Weinkellerei des Bemberg-Konzerns, der grösste Weinproduzent Argentiniens, hat die Weinkellerei Suter, in San Rafael, Mendoza, übernommen, die eine Kapazität von 6,5 Mio Liter jährlich hat und vom Schweizer Suter gegründet wurde. Peñaflor besitzt ausserdem die Weinnunternehmen Trapiche, El Esteco, Finca Las Moras und Santa Ana.  

			Plaza Logistica

			Dieses Informatikunternehmen investiert $ 150 Mio. in der ersten Phase eines Logistikparks in Pilar. Der Park soll insgesamt 45.000 qm haben, auf einer Gesamtfläche von 30 Ha.
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			Der schwierige Konflikt mit den Geierfonds

			Als Geierfonds werden jene Investmentfonds bezeichnet, die Staatspapiere zu Schleuderpreisen aufkaufen, besonders nach einer Defaulterklärung, wenn deren Kurse zusammenbrechen, und sich dann bemühen, die volle Zahlung des Nennwertes der Wertpapiere zu kassieren. Geier fressen bekanntlich halbverweste Leichen von Tieren, und hier handelt es sich auch bildlich um etwas ähnliches, nämlich Staatsbonds u.dgl., bei denen die betreffende Regierung weder das Kapital noch die Zinsen zahlt. Einige dieser Fonds haben nach der Defaulterklärung, eventuell zum Teil schon vorher, argentinische Staatstitel gekauft und sich dem Umschuldungsvorschlag vom Jahr 2005, der 2010 noch einmal eröffnet wurde, nicht angeschlossen. Sie waren dazu nicht gezwungen, und ihr Anspruch erlischt auch nicht. 

			Die Schulden eines Staates sind unabhängig vom Gläubiger. Und wenn die Titel, um dies es geht, übertragbar sind, muss man es in Kauf nehmen, dass in Krisenmomenten, wenn der Kurs auf einen Mindestwert sinkt, nur Spekulanten als Käufer auftreten, wie es diese Geierfonds sind. Sie haben das gleiche Recht auf Zahlung wie der Erstkäufer. Der Hinweis auf die Boshaftigkeit dieser Fonds und den hohen Gewinn, den sie bei Zahlung einstecken würden, hat eine ethische Grundlage, aber keine rechtliche.

			Das Urteil der US-Berufungskammer

			Es kann somit rein juristisch nicht anders sein, dass die Richter in den USA, an erster Stelle Thomas Griesa vom Gericht von New York, den Fonds Recht geben. Letzte Woche hat die Berufungskammer ein Urteil von Griesa in diesem Sinn bestätigt, bei dem die Fonds NML-Elliot (der gleiche Fonds, der die Fregatte Libertad in Ghana beschlagnamt hat), Dart und Aurelius auf Zahlung argentinischer Staatspapiere im Wert von u$s 1,33 Mrd. klagen. Doch die Beschlagnahme von argentinischen Vermögenswerten im Ausland ist ein anderes Thema, das in jedem konkreten Fall einzeln entschieden werden muss.

			Das Urteil, das die Berufungskammer jetzt bestätigt hat, liegt jedoch nicht ganz im Sinn der Gläubiger. Denn die US-Justiz hat jetzt dem argentinischen Staat angeordnet, die Holdouts so zu behandeln, wie diejenigen, die das Zahlungsangebot von 2005 und 2010 angenommen haben. Das ist etwas anderes als eine volle Zahlung. Die argentinische Regierung muss jetzt entscheiden, ob sie sich diesem Urteil fügt, oder Berufung vor dem Obersten Gerichtshof der USA einlegt. Um das Urteil zu erfüllen, müsste das Gesetz ausser Kraft gesetzt werden, das Zahlungen nach der Umschuldung ausschliesst. Dabei stellt sich die Frage, ob die Gläubiger bei Annahme dieser Teilzahlung auf ihren Anspruch einer vollen Zahlung verzichten müssen, oder ob sie weiter vor Gericht vorgehen können. Das kommt jedoch erst an zweiter Stelle. Auf alle Fälle wären die US-Richter gegenüber Argentinien bestimmt wohlwollender, wenn den Holdouts die Möglichkeit gegeben wird, wie die Gläubiger zu kassieren, die sich der Umschuldung angeschlossen haben. Dass Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino jetzt erklärt hat, die Regierung werden den Holdouts überhaupt nichts zahlen, war gewiss unvorsichtig. Denn die US-Richter haben jetzt der argentinischen Regierung eine Möglichkeit gegeben, die die Regierung nutzen sollte, um dem Defaultzustand ein volles Ende zu setzen. 

			Die argentinische Regierung kann den Geierfonds nur das Gleiche bieten, was sie den anderen Gläubigern geboten und bezahlt hat. Wenn sie mehr zahlt, haben alle anderen automatisch einen Anspruch auf die Differenz, womit der Default als solcher zunichte gemacht würde, dessen Sinn in einer drastischen Verringerung der Staatsschuld bestand. Die volle Zahlung jener Schuld ist finanziell für Argentinien einfach nicht tragbar. Das dürfte den US-Richtern auch klar sein. Beim angelsächsischen Recht spielen Erwägungen dieser Art eine wichtigere Rolle als in Argentinien, weil dort Realität vor Formalität Vorrang hat. Die argentinische Regierung sollte in diesem Sinn handeln, statt den Fall mit grossklingenden Worten zu politisieren. 

			Die Notwendigkeit eines Konkursrechtes für Staaten

			Gäbe es ein internationales Konkursrecht für Staaten, wie es in den 90er Jahren die US-Vertreterin beim IWF, Anne Krueger, (leider ohne Erfolg) vorgeschlagen hat, dann läge der Fall etwa wie bei einem privaten Konkurs, wo ein Zahlungsvorschlag des Schuldners, der mit einer gesetzlich festgelegten Mehrheit angenommen wird, auch für diejenigen gilt, die ihm nicht zugestimmt haben. Bei der Initiative von A. Krueger wurde damals befürchtet, dass dies die Defaulterklärung in vielen Fällen anreizen könnte. Doch jetzt, da manche Staaten, wie Italien, ohne einen Schuldenschnitt nicht lebensfähig sind, ist das Thema wieder aktuell geworden. In Griechenland, wo der Fall mit einer Staatsschuld von über 160% des BIP noch schlimmer war, wurde ein freiwilliger Verzicht der Banken auf die Hälfte ihrer Forderungen erreicht. Das hat das Problem entschärft, jedoch nicht gelöst, so dass es weiter besteht. 

			Es hat keinen Sinn, dass überschuldete Staaten das Problem hinausschieben und dabei auch die Überwindung der Krise erschweren, da das Misstrauen in die Zahlungsfähigkeit des Staates verbleibt, was in vielen Aspekten störend wirkt. Nach einem Schuldenschnitt mit Streckung der verbleibenden Staatschuld zu niedrigen Zinsen sieht der Fall anders aus. Beiläufig sei bemerkt, dass die Banken dabei die Lehre ziehen würden, dass sie den Staaten nur beschränkt Geld leihen können, wobei die Staaten dann, bei beschränkten Verschuldungsmöglichkeiten, der unmittelbaren Notwendigkeit nicht ausweichen können, ihre Ausgaben zu beschränken. Und das ist auf alle Fälle gut.

			Argentinien bräuchte eine Norm dieser Art, um den Konflikt mit den Geierfonds zu bereinigen. Doch niemand, weder die Präsidentin, noch ihr Wirtschaftsminister, noch die ZB-Präsidentin, hat so etwas bisher auch nur andeutungsweise erwähnt. Der IWF, der von CK und ihren Leuten als Feind angesehen wird, würde Argentinien dabei eventuell helfen, weil er sich auch mit dem Problem der überhöhten Staatsverschuldung befasst und Anne Krueger schliesslich Vizepräsidentin war. Die argentinische Regierung müsste ihre Haltung gegenüber den IWF ändern und die Beziehungen normalisieren. Das ist jedoch nicht beabsichtigt. Solange CK und ihre Mannschaft nicht begreifen, dass der IWF dazu da ist, Staaten in Krisensituationen zu helfen, ist Hopfen und Malz verloren. 

			Die anderen Staatsschulden

			Die Gesamtschuld gegenüber Holdouts, zu denen die Geierfonds gehören, aber auch andere Bondsinhaber, die auch den Umschuldungsvorschlag nicht angenommen haben, macht nominell mit Zinsen $ 11,20 Mrd. aus. Bei Zahlung gemäss den Regeln der Umschuldung von 2005 wäre es somit um die u$s 3 Mrd., die ausserdem in langfristigen Staatspapieren zu 2% jährlich bezahlt würden. Kein Problem! Doch ausserdem schuldet der argentinische Staat (gemäss einer jüngsten Denkschrift des Wirtschaftsministeriums) den Gläubigern des Pariser Klubs u$s 6,75 Mrd., die mit Zinsen auf bis zu u$s 10 Mrd. steigen. Diese Schuld, die durch weiche Kredite für Kapitalgüterlieferungen entstanden ist, ist jetzt immerhin schon über 11 Jahre alt. Dann kommen noch Forderungen beim Weltbankschiedsgericht ICSID hinzu, die auf u$s 13,6 Mrd. veranschlagt werden, ein Betrag der durch Verhandlung wohl stark verringert werden könnte. Dabei wurde Argentinien schon in einigen Fällen zur Zahlung verurteilt, die um die u$s 1 Mrd. ausmachen, aber nicht gezahlt wurden. Und schliesslich bestehen noch weitere Schulden, die die Regierung unter den Teppich fegt, wie die des binationalen Wasserkraftwerkes Yacyretá gegenüber dem Konzern, der den Staudamm gebaut hat.

			Wie der Journalist Marcelo Bonelli in der Zeitung Clarín (26.10.12) berichtet, hat Präsident Barack Obama Cristina Kirchner am 9. November 2011 persönlich aufgefordert, die Schuldbeträge, die nicht auf Holdouts entfallen, zu zahlen. CK verpflichtete sich dann, eine Forderung der US-Firma CSM zu zahlen, erfüllte das Versprechen jedoch nicht. Ausserdem hat sie in einer Ansprache im Regierungsgebäude schon 2008 die Zahlung der Schuld gegenüber dem Pariser Klub in bar angekündigt, was auch nie geschah. Dies war ohnehin unvernünftig, da der Pariser Klub bereit ist, eine Zahlung in Raten zu niedrigen Zinsen anzunehmen, allerdings unter der Voraussetzung, dass der IWF die Staatsfinanzen prüft. Und das will CK nicht zulassen, obwohl es sich im Wesen nur um eine Formalität handelt, wobei auch ein eventueller Rat des IWF gelegen kommen könnte.

			Bei dieser Sachlage darf man sich nicht wundern, dass die grossen Staaten, angefangen mit der USA und gefolgt von der EU, ihre Haltung gegenüber Argentinien verhärten. Und das stärkt die Stellung der Geierfonds. Wenn die argentinische Regierung in all den anderen Fällen, die sich nicht auf Holdouts beziehen, zahlen würde, in bar oder mit Staatspapieren auf einige Jahre Laufzeit, oder Kompromisslösungen durch Verhandlung und Vermittlung suchen würde, wäre der Fall anders.

			Aussenminister Héctor Timerman hat am Donnerstag der Vorwoche eine lange Liste von Einzelfällen aufgeführt, bei denen die Geierfonds zunächst eine Beschlagnahme erreicht hätten, die nachher auf Grund von Initiativen der argentinischen Regierung vor den Gerichten. aufgehoben worden sei. Prinzipiell dürfen gemäss internationalem Recht Güter von diplomatischen Vertretungen, ZB-Reserven und militärische Güter nicht beschlagnahmt werden. Solange sich Argentinien somit hütet, dass der Staat sonst nichts im Ausland besitzt, müssten die Geierfonds leer ausgehen. Doch der Fall ist nicht so einfach. Bei der Fregatte Libertad, die der Kriegesmarine gehört und zur Ausbildung der Offiziere dient, geht die Diskussion darum ob es ein Kriegsschiff oder ein Schulschiff ist. Im Prinzip müsste sie als ein Schiff angesehen werden, dass der Verteidigung im weiteren Sinn dient, weil Marineoffiziere geschult werden. Aber mit weniger gutem Willen kann man es auch anders sehen. In anderen Fällen handelt sich um Güter, die nicht Botschaften sind, wie die Residenz des Botschafters in Washington, die auch beschlagnahmt wurde. Und dann wurde auch das Haus beschlagnahmt, in dem General San Martín in Boulogne, Frankreich, seine letzten Jahre verbracht hat. Timerman sagte, in all den angeführten Fällen, hätten die Gerichte schliesslich Argentinien Recht gegeben.

			Doch es bestehen noch weitere mögliche Konfliktfälle. Die Flugzeuge von Aerolineas Argentinas, das ein Staatsunternehmen ist, können beschlagnahmt werden. So etwas hat es in der Nachkriegszeit schon einmal gegeben, wobei der Fall schliesslich mit einer Zahlung bereinigt wurde. Auch bei YPF, das ein staatlich kontrolliertes Unternehmen ist, aber mit privater Beteiligung, besteht ein gewisser Zweifel. YPF hat Vermögenswerte im Ausland. Bei der grauen Zone, wo es Argument für und gegen eine Beschlagnahme gibt, spielt die Politik mit. Wenn die USA u.a. bedeutende Staaten freundschaftlich zu Argentinien eingestellt sind, können die einzelnen Staatschefs eventuell auf ihre Richter einwirken, damit sie in zweifelhaften Fällen zu Gunsten Argentiniens handeln. In de USA besteht das System des “amicus curiae”, das in einer Empfehlung des Präsidenten an den Richter besteht, die Interessen des Staates und auch seiner befreundeten Staaten zu achten. In anderen Staaten bestehen ähnliche Systeme, gelegentlich informell.

			Das Problem mit den Geierfonds hat als solches keine Lösung. Doch die Möglichkeiten, die diese Fonds haben, um argentinisches Auslandsvermögen zu beschlagnahmen, könnten stark eingeengt werden, wenn diese Schulden einen Einzelfall bilden und sich Argentinien allgemein zivilisiert verhält, und politische Hilfe von den USA u.a. Staaten erhält. Die Fondsleiter könnten dann müde werden, die teure juristische Verfolgung aufgeben und sich mit einer Zahlung zufrieden geben, wie sie die anderen Gläubiger erhalten haben. Diese Möglichkeit müsste geboten und schon jetzt von der argentinischen Regierung angekündigt werden. Doch die argentinische Regierung scheint all dies nicht zu verstehen, so dass man damit rechnen kann, dass die Geierfonds weiter vorgehen und sich keine Gelegenheit entgehen lassen, Argentinien zu schikanieren.

			Die argentinische Regierung gibt keine Zeichen, das Problem der unbezahlten Staatsschulden lösen zu wollen. Statt eine Rückkehr in die zivilisierte Welt anzustreben, bei der das Land dann Auslandsinvestitionen in höherem Umfang, Weltbankkredite und Weltbankgarantien, und auch mehr Kredite von der Interamerikanischen Entwicklungsbank und von Handelsbanken (für Kapitalgüterfinanzierungen) erhalten würde, wird konsequent eine Politik der Abschottung gegenüber der Welt betrieben, die jedoch das Problem nicht löst und zunehmend störend für die argentinische Wirtschaft wirkt. Beim Volk, vor allem den vielen Subventionsempfängern und denjenigen, die sonst irgendwie von der Regierung begünstigt werden, mögen die grossklingenden Worte von CK gut ankommen, aber international, und auch bei den lokal vernünftig denkenden Menschen, werden sie als lächerlich und irreal empfunden. Das Schlimme dabei ist, dass sie sich dabei in eine Lage hineinmanövriert hat, die für sie persönlich eine Lösung unmöglich macht.

			Nebenbei bemerkt: diese Konflkte kosten auch den argentinischen Staat viel Geld an Anwälten und Gerichtskosten, die man sich sparen könnte. Im Fall der Fregatte Libertad kommen jetzt noch hohe Hafengebühren, die Unterhaltskosten und die Kosten der Rückreise per Flugzeug des grössten Teils der Mannschaft hinzu. Angeblich sollen es schon an die u$s 3 Mio. sein. Gewiss hat dies im Vergleich zur gigantischen Vergeudung, die diese Regierung betreibt, keine Bedeutung. Aber schliesslich sollte man eines nicht vergessen: “Kleinvieh macht auch Mist.” Man muss überall sparen und unnötige Ausgaben vermeiden, um die verfahrene Lage der Staatsfinanzen in Ordnung zu bringen.

			

		

	